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I. Beschlussvorschlaq

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt:

Der Stadtrat beschliesst:
1. Die Beanstandung des Beschlusses Nr. 0333/2006 vom 22.03.2006 wird zur

Kenntnis genommen.
2. Der Beschluss Nr. 0333/2006 wird aufgehoben.

ll. Begründung

Am 24.02.2006 fasste der Stadtrat folgenden Beschluss:

„ 1.
Die Stadt Eisenach lehnt das durch den Thüringer Landtag am 08.12.2005
verabschiedete Gesetz zur Familienförderung seinem Inhalt und seiner Wirkung
nach ab und solidarisieıt sich mit dem Trägerkreis für ein Volksbegehren gegen
dieses Gesetz.
2.
Der Oberbürgermeister der Stadt Eisenach wird beauftragt, gegenüber dem
Trägerkreis für das Volksbegehren die Unterstützung der Stadt Eisenach
anzubieten. “

Dieser Beschluss wurde vom Oberbürgermeister als rechtswidrig erachtet und gem.
§ 44 ThürKO beanstandet.

Der Stadtrat ist in seiner Sitzung am 22. März 2006 der Beschlussvorlage des
Oberbürgermeisters zur Beanstandung allerdings nicht gefolgt sondern hat vielmehr
folgenden Beschluss gefasst:

„Die Stadt Eisenach lehnt das durch den Thüringer Landtag am 08.12.2005
verabschiedete Gesetz zur Familienförderung seinem Inhalt und seiner Wirkung
nach ab und unterstützt den Trägerkreis des Volksbegehrens für eine bessere
Familienpolitik. “

Entsprechend § 44 Satz 2 hat der Oberbürgermeister darauf hin das Landesvenrval-
tungsamt als Rechtsaufsichtsbehörde unterrichtet.

Mit Verfügung vom 03.05.2006, eingegangen am 08.05.2006, vertritt das Thüringer
Landesven/valtungsamt u.a. die Auffassung, das mit dem Beschluss 0333/2006 der
Beschluss 0327/2006 konkludent (schlüssig) aufgehoben wurde.

Allerdings sei auch der neue Beschluss rechtswidrig, da der Stadtrat seine
Befassungskompetenz überschreite.

Ich teile diese Rechtsauffassung des Landesvenıvaltungsamtes und beanstande daher
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auch den Beschluss 0333/2006. Zur rechtlichen Begründung venıveise ich auf die in
Kopie beigefügte Verfügung des Landesvenıvaltungsamtes.

Abschließend möchte ich noch darauf hinweisen, dass es sich bei der in § 44 ThürKO
genannten Frist (innerhalb eines Monats) um eine sogenannte Ordnungsfrist und nicht
um eine Ausschlussfrist handelt. Die Beanstandung ist demnach auch nach Ablauf der
Frist möglich (vgl. u.a Uckel/Hauth/Hoffmann, Kommunalrecht in Thüringen, Nr.2.3 zu
§ 44 ThürKO).

/Z
Sc neider
Oberbürgermeister

Anlagen und Verteiler
Verfügung des Thüringr Landesvenıvaltungsamtes vom 03.05.2006, Az.: 240-1442-001/06-EA
(1)
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